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4 1 5 . Verordnung: Änderung der Bundes-Überwachungsgebührenverordnung
4 1 6 . Verordnung: Ergänzungszulagenverordnung
4 1 7 . Europäisches Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches Recht samt Erklärung

der Republik Österreich

415 . Verordnung der Bundesregierung vom
19. Oktober 1971, mit der die Bundes-Über-
wachungsgebührenverordnung geändert wird

Auf Grund des § 3 des Überwachungs-
gebührengesetzes, BGBl. Nr. 214/1964, wird im
Zusammenhalt mit § 77 Abs. 2 und 3 des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950,
BGBl. Nr. 172, verordnet:

Artikel 1

Die Bundes-Uberwachungsgebührenverord-
nung, BGBl. Nr. 113/1965, wird wie folgt ge-
ändert:

Der § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2. Die Überwachungsgebühr beträgt für
jedes bei einem besonderen Überwachungsdienst
herangezogene öffentliche Sicherheitsorgan für
jede angefangene Stunde 26 S. Diese Gebühr be-
trägt für die Überwachung von Veranstaltungen
und Vorhaben jedoch, die mit einer Ortsverände-
rung unter Beistellung eines Dienstkraftfahr-
zeuges verbunden ist, 45 S."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1972 in
Kraft.

Kreisky Häuser Rösch Broda
Gratz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg

416 . Verordnung der Bundesregierung vom
19. Oktober 1971 über die Mindestsätze für
die Bemessung der Ergänzungszulage nach
dem Pensionsgesetz 1965 (Ergänzungszu-

lagenverordnung)

Auf Grund des § 26 Abs. 5 des Pensions-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 340, der §§ 45 und 64
Abs. 2 des Landeslehrer-Dienstgesetzes, BGBl.
Nr. 245/1962, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 340/1965 und 247/1970 und der
§§ 48 und 66 des Land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer-Dienstgesetzes in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 176/1966 und 248/1970
wird verordnet:

§ 1. Der Mindestsatz im Sinn des § 26 Abs. 5
beträgt:

a) für den Beamten 1641 S. Der Mindestsatz
erhöht sich für die Ehefrau, die bei der
Bemessung der Haushaltszulage zu berück-
sichtigen ist, um 638 S und für jedes Kind,
das bei der Bemessung der Haushaltszulage
zu berücksichtigen ist, um 200 S,

b) für die Witwe 1641 S. Der Mindestsatz er-
höht sich für jedes Kind, für das der Witwe
eine Haushaltszulage gebührt, um 200 S,

c) für eine Halbwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 613 S und nach diesem
Zeitpunkt 1089 S,

d) für eine Vollwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 921 S und nach diesem
Zeitpunkt 1641 S,

e) für eine frühere Ehefrau 1641 S.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1972
in Kraft.

Kreisky Häuser Rösch Broda
Gratz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg
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417.

Nachdem das am 6. September 1968 in Straßburg unterzeichnete Europäische Übereinkommen
betreffend Auskünfte über ausländisches Recht, welches also lautet:

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN BETREF-

FEND AUSKÜNFTE ÜBER
AUSLÄNDISCHES RECHT

PRÄAMBEL

Die Mitgliedstaaten des Eu-
roparats, die dieses Übereinkom-
men unterzeichnet haben,

In der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarats ist, eine
engere Verbindung zwischen
seinen Mitgliedern herbeizu-
führen,

In der Überzeugung, daß die
Einrichtung eines Systems zwi-
schenstaatlicher Hilfe, das den
Gerichten die Beschaffung von
Auskünften über ausländisches
Recht erleichtern soll, dazu bei-
tragen wird, dieses Ziel zu er-
reichen,

haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1

Anwendungsbereich des Über-
einkommens

(1) Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich, einander gemäß
den Bestimmungen dieses Über-
einkommens Auskünfte über
ihr Zivil- und Handelsrecht, ihr
Verfahrensrecht auf diesen Ge-
bieten und über ihre Gerichts-
verfassung zu erteilen.

(2) Zwei oder mehrere Ver-
tragsparteien können jedoch
vereinbaren, den Anwendungs-
bereich dieses Übereinkommens
untereinander auf andere als
die im vorstehenden Absatz an-
geführten Rechtsgebiete zu er-
strecken. Eine solche Verein-
barung ist dem Generalsekretär
des Europarats im Wortlaut
mitzuteilen.
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ARTIKEL 2

Staatliche Verbindungsstellen

(1) Zur Ausführung dieses
Übereinkommens errichtet oder
bestimmt jede Vertragspartei
eine einzige Stelle (im folgenden
als „Empfangsstelle" bezeichnet),
•welche die Aufgabe hat:

a) Auskunftsersuchen im
Sinne des Artikels 1
Absatz 1 entgegenzuneh-
men, die von einer ande-
ren Vertragspartei ein-
gehen;

b) zu derartigen Ersuchen
das Weitere gemäß Arti-
kel 6 zu veranlassen.

Diese Stelle kann entweder
ein Ministerium oder eine
andere staatliche Stelle sein.

(2) Jeder Vertragspartei steht
es frei, eine oder mehrere Stel-
len (im folgenden als „Über-
mittlungsstelle" bezeichnet) zu
errichten oder zu bestimmen,
welche die von ihren Gerichten
ausgehenden Auskunftsersuchen
entgegenzunehmen und der zu-
ständigen ausländischen Emp-
fangsstelle zu übermitteln haben.
Die Aufgabe der Übermittlungs-
stelle kann auch der Empfangs-
stelle übertragen werden.

(3) Jede Vertragspartei teilt
dem Generalsekretär des Eu-
roparats Bezeichnung und An-
schrift ihrer Empfangsstelle und
gegebenenfalls ihrer Übermitt-
lungsstelle oder ihrer Übermitt-
lungsstellen mit.

ARTIKEL 3

Zur Stellung von Auskunfts-
ersuchen berechtigte Behörden

(1) Ein Auskunftsersuchen muß
von einem Gericht ausgehen,
auch wenn es nicht vom Gericht
selbst abgefaßt worden ist. Das
Ersuchen darf nur für ein be-
reits anhängiges Verfahren ge-
stellt werden.

(2) Jede Vertragspartei, die
keine Übermittlungsstelle er-
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richtet oder bestimmt hat, kann
durch eine an den General-
sekretär des Europarats gerich-
tete Erklärung anzeigen, welche
ihrer Behörden sie als Gericht
im Sinne des vorstehenden Ab-
satzes ansieht.

(3) Zwei oder mehrere Ver-
tragsparteien können verein-
baren, die Anwendung dieses
Übereinkommens untereinander
auf Ersuchen zu erstrecken, die
von anderen Behörden als Ge-
richten ausgehen. Eine solche
Vereinbarung ist dem General-
sekretär des Europarats im
Wortlaut mitzuteilen.

ARTIKEL 4

Inhalt des Auskunftsersuchens

(1) Im Auskunftsersuchen sind
das Gericht, von dem das Er-
suchen ausgeht, und die Art der
Rechtssache zu bezeichnen. Die
Punkte, zu denen Auskunft über
das Recht des ersuchten Staates
gewünscht wird, und für den
Fall, daß im ersuchten Staat
mehrere Rechtssysteme bestehen,
das System, auf das sich die ge-
wünschte Auskunft beziehen
soll, sind möglichst genau an-
zugeben.

(2) Das Ersuchen hat eine Dar-
stellung des Sachverhalts mit den
Angaben zu enthalten, die zum
Verständnis des Ersuchens und
zu seiner richtigen und genauen
Beantwortung erforderlich sind;
Schriftstücke können in Ab-
schrift beigefügt werden, wenn
dies zum besseren Verständnis
des Ersuchens notwendig ist.

(3) Zur Ergänzung kann im
Ersuchen Auskunft auch zu
Punkten erbeten werden, die
andere als die in Artikel 1 Ab-
satz 1 angeführten Rechtsge-
biete betreffen, sofern diese
Punkte mit denen im Zusam-
menhang stehen, auf die sich
das Ersuchen in erster Linie be-
zieht.
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(4) Ist das Ersuchen nicht von
einem Gericht abgefaßt, so ist
ihm die gerichtliche Entschei-
dung beizufügen, durch die es
genehmigt worden ist.

ARTIKEL 5

Übermittlung des Auskunfts-
ersuchens

Das Unterkunftsersuchen ist
von einer Übermittlungsstelle
oder, falls eine solche nicht be-
steht, vom Gericht, von dem
das Ersuchen ausgeht, unmittel-
bar der Empfangsstelle des er-
suchten Staates zu übermitteln.

ARTIKEL 6

Zur Beantwortung von Aus-
kunftsersuchen zuständige Stellen

(1) Die Empfangsstelle, bei der
ein Auskunftsersuchen einge-
gangen ist, kann das Ersuchen
entweder selbst beantworten
oder es an eine andere staatliche
oder an eine öffentliche Stelle
zur Beantwortung weiterleiten.

(2) Die Empfangsstelle kann
das Ersuchen in geeigneten Fäl-
len oder aus Gründen der Ver-
waltungsorganisation auch an
eine private Stelle oder an eine
geeignete rechtskundige Person
zur Beantwortung weiterleiten.

(3) Ist bei Anwendung des
vorstehenden Absatzes mit Ko-
sten zu rechnen, so hat die
Empfangsstelle vor der Weiter-
leitung des Ersuchens der Be-
hörde, von der das Ersuchen aus-
geht, die private Stelle oder die
rechtskundige Person anzuzei-
gen, an die das Ersuchen weiter-
geleitet werden soll; in diesem
Falle gibt die Empfangsstelle
der Behörde möglichst genau
die Höhe der voraussichtlichen
Kosten an und ersucht um ihre
Zustimmung.

ARTIKEL 7

Inhalt der Antwort

Zweck der Antwort ist es,
das Gericht, von dem das Er-



2520 114. Stück — Ausgegeben am 9. November 1971 — Nr. 417

suchen ausgeht, in objektiver
und unparteiischer Weise über
das Recht des ersuchten Staates
zu unterrichten. Die Antwort
hat, je nach den Umständen des
Falles, in der Mitteilung des
Wortlauts der einschlägigen Ge-
setze und Verordnungen sowie
in der Mitteilung von einschlägi-
gen Gerichtsentscheidungen zu
bestehen. Ihr sind, soweit dies
zur gehörigen Unterrichtung des
ersuchenden Gerichts für erfor-
derlich gehalten wird, ergän-
zende Unterlagen wie Auszüge
aus dem Schrifttum und aus den
Gesetzesmaterialien anzuschlie-
ßen. Erforderlichenfalls können
der Antwort erläuternde Bemer-
kungen beigefügt werden.

ARTIKEL 8

Wirkungen der Antwort
Die in der Antwort enthalte-

nen Auskünfte binden das Ge-
richt, von dem das Ersuchen
ausgeht, nicht.

ARTIKEL 9

Übermittlung der Antwort

Die Antwort ist von der
Empfangsstelle, wenn die Über-
mittlungsstelle das Ersuchen
übermittelt hat, dieser Stelle
oder, wenn sich das Gericht un-
mittelbar an die Empfangsstelle
gewandt hat, dem Gericht zu
übermitteln.

ARTIKEL 10

Pflicht zur Beantwortung

(1) Vorbehaltlich des Arti-
kels 11 ist die Empfangsstelle,
bei der ein Auskunftsersuchen
eingegangen ist, verpflichtet, zu
dem Ersuchen das Weitere ge-
mäß Artikel 6 zu veranlassen.

(2) Beantwortet die Empfangs-
stelle das Ersuchen nicht selbst,
so hat sie vor allem darüber zu
wachen, daß es unter Beachtung
des Artikels 12 erledigt wird.
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ARTIKEL 11

Ausnahmen von der Pflicht zur
Beantwortung

Der ersuchte Staat kann es
ablehnen, zu einem Auskunfts-
ersuchen das Weitere zu veran-
lassen, wenn durch die Rechts-
sache, für die das Ersuchen ge-
stellt worden ist, seine Inter-
essen berührt werden oder wenn
er die Beantwortung für geeig-
net hält, seine Hoheitsrechte
oder seine Sicherheit zu gefähr-
den.

ARTIKEL 12
Frist für die Beantwortung

Ein Auskunftsersuchen ist so
schnell wie möglich zu beant-
worten. Nimmt die Beantwor-
tung längere Zeit in Anspruch,
so hat die Empfangsstelle die
ausländische Behörde, die sich an
sie gewandt hat, entsprechend
zu unterrichten und dabei nach
Möglichkeit den Zeitpunkt an-
zugeben, zu dem die Antwort
voraussichtlich übermittelt wer-
den kann.

ARTIKEL 13

Ergänzende Angaben
(1) Die Empfangsstelle sowie
die gemäß Artikel 6 mit der
Beantwortung beauftragte Stelle
oder Person können von der
Behörde, von der das Ersuchen
ausgeht, die ergänzenden An-
gaben verlangen, die sie für die
Beantwortung für erforderlich
halten.

(2) Das Ersuchen um ergän-
zende Angaben ist von der Emp-
fangsstelle auf dem Wege zu
übermitteln, den Artikel 9 für
die Übermittlung der Antwort
vorsieht.

ARTIKEL 14
Sprachen

(1) Das Auskunftsersuchen und
seine Anlagen müssen in der
Sprache oder in einer der Amts-
sprachen des ersuchten Staates
abgefaßt oder von einer Über-



2522 114. Stück — Ausgegeben am 9. November 1971 — Nr. 417

Setzung in diese Sprache be-
gleitet sein. Die Antwort wird
in der Sprache des ersuchten
Staates abgefaßt.

(2) Zwei oder mehrere Ver-
tragsparteien können jedoch
vereinbaren, untereinander von
den Bestimmungen des vor-
stehenden Absatzes abzuweichen.

ARTIKEL 15

Kosten

(1) Mit Ausnahme der in Arti-
kel 6 Abs. 3 angeführten Ko-
sten, die der ersuchende Staat zu
zahlen hat, findet aus Anlaß der
Antwort ein Rückersatz für Ge-
bühren oder Auslagen irgend-
welcher Art nicht statt.

(2) Zwei oder mehrere Ver-
tragsparteien können jedoch
vereinbaren, untereinander von
den Bestimmungen des vorste-
henden Absatzes abzuweichen.

ARTIKEL 16

Bundesstaaten

In Bundesstaaten können die
Aufgaben der Empfangsstelle,
mit Ausnahme der in Artikel 2
Abs. 1 Buchstabe a vorgesehe-
nen, aus Gründen des Verfas-
sungsrechts anderen staatlichen
Stellen übertragen werden.

ARTIKEL 17
Inkrafttreten des Übereinkom-

mens

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die Mitgliedstaaten des
Europarats zur Unterzeichnung
auf. Es bedarf der Ratifikation
oder der Annahme. Die Ratifika-
tions- oder Annahmeurkunden
werden beim Generalsekretär
des Europarats hinterlegt.

(2) Dieses Übereinkommen
tritt drei Monate nach Hinter-
legung der dritten Ratifikations-
oder Annahmeurkunde in Kraft.

(3) Es tritt für jeden Unter-
zeichnerstaat, der es später rati-
fiziert oder annimmt, drei Mo-
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nate nach der Hinterlegung sei-
ner Ratifikations- oder An-
nahmeurkunde in Kraft.

ARTIKEL 18

Beitritt eines Staates, der nicht
Mitglied des Europarats ist

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das Mi-
nisterkomitee des Europarats
jeden Staat, der nicht Mitglied
des Europarats ist, einladen, die-
sem Übereinkommen beizu-
treten.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde beim Generalsekretär
des Europarats und wird drei
Monate nach ihrer Hinterlegung
wirksam.

ARTIKEL 19

Örtlicher Geltungsbereich des
Übereinkommens

(1) Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung oder bei
der Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunde das Hoheitsgebiet oder
die Hoheitsgebiete bezeichnen,
für das oder für die dieses Über-
einkommen gelten soll.

(2) Jede Vertragspartei kann
bei der Hinterlegung ihrer
Ratifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde oder jederzeit
danach durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarats ge-
richtete Erklärung die Anwen-
dung dieses Übereinkommens
auf jedes weitere in der Er-
klärung bezeichnete Hoheits-
gebiet ausdehnen, dessen inter-
nationale Beziehungen sie wahr-
nimmt oder für das sie berech-
tigt ist, Vereinbarungen zu
treffen.

(3) Jede nach dem vorstehen-
den Absatz abgegebene Erklä-
rung kann für jedes darin be-
zeichnete Hoheitsgebiet gemäß
Artikel 20 zurückgenommen
werden.
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ARTIKEL 20

Geltungsdauer des Übereinkom-
mens und Kündigung

(1) Dieses Übereinkommen
bleibt auf unbegrenzte Zeit in
Kraft.

(2) Jede Vertragspartei kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Notifika-
tion für sich selbst kündigen.

(3) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
wirksam.

ARTIKEL 21

Aufgaben des Generalsekretärs
des Europarats

Der Generalsekretär des Eu-
roparats notifiziert den Mit-
gliedstaaten des Rats und jedem
Staat, der diesem Übereinkom-
men beigetreten ist:

a) jede Unterzeichnung;

b) jede Hinterlegung einer
Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Über-
einkommens nach seinem
Artikel 17;

d) jede nach Artikel 1 Abs. 2,
Artikel 2 Abs. 3, Artikel 3
Abs. 2 und Artikel 19
Abs. 2 und 3 eingegangene
Erklärung;

e) jede nach Artikel 20 ein-
gegangene Notifikation
und den Zeitpunkt, zu
dem die Kündigung wirk-
sam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig bevollmächtig-
ten Unterzeichneten dieses
Übereinkommen unterschrieben.
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Geschehen zu London am
7. Juni 1968 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Ur-
schrift, die im Archiv des Eu-
roparats hinterlegt wird. Der
Generalsekretär des Europarats
übermittelt jedem Staat, der das
Übereinkommen unterzeichnet
hat oder ihm beigetreten ist,
beglaubigte Abschriften.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 9. September 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum vorliegenden Übereinkommen wurde am
4. Oktober 1971 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Übereinkommen tritt somit
gemäß seinem Art. 17 Abs. 3 am 4. Jänner 1972 für Österreich in Kraft.

Österreich hat gemäß Art. 2 Abs. 3 des Übereinkommens folgende Erklärung abgegeben:
Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt im Namen der Republik Österreich

gegenüber dem Generalsekretär des Europarates, daß die Republik Österreich das
Bundlesministerium für Justiz
Museumstraße 12
A 1016 Wien

als Empfangs- und Übermittlungsstelle im Sinne des Artikels 2 des Übereinkommens betreffend
Auskünfte über ausländisches Recht namhaft macht.

Derzeit gehören dem Übereinkommen folgende Staaten an: Dänemark, Island, Malta,
Norwegen, Schweden, Schweiz, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland (ein-
schließlich Jersey) und Zypern.

Kreisky
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